
 

 

Jurius

Änderungen am Löschpflichten-Gesetz

The Committee on Legal Affairs has adopted significant changes in the draft
of the Network Enforcement Law. An approved amendment proposed by the
coalition fractions takes up points of critique and change recommendations
that were inter alia submitted in an expert hearing as well as by the Federal
Council. The draft law of the fractions CDU/CSU and SPD aims at forcing
internet platforms such as Facebook and Twitter to a more rapid and more
effective deletion of punishable contents. (ah)
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[Rz 1] Der Rechtsausschuss hat wesentliche Änderungen am Entwurf eines Netzwerkdurchset-
zungsgesetzes beschlossen. Ein von ihm gebilligter Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen
greift Kritikpunkte und Änderungsvorschläge auf, die unter anderem in einer Expertenanhörung
sowie vom Bundesrat vorgebracht worden waren. Der Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU
und SPD hat das Ziel, Internet-Plattformen wie Facebook und Twitter zu einer schnelleren und
wirksameren Löschung strafbarer Inhalte zu zwingen.

[Rz 2] Die Pflicht der Plattform-Betreiber, offensichtlich strafbare Inhalte innerhalb von 24 Stun-
den zu löschen, soll nach demWillen des Rechtsausschusses bleiben. Dagegen sieht die geänderte
Fassung bei Inhalten, deren Rechtswidrigkeit nicht offensichtlich ist, Ausnahmen von der ansons-
ten geltenden Sieben-Tages-Frist vor. Eine Überschreitung soll insbesondere möglich sein, wenn
begründet mehr Zeit für die rechtliche Prüfung benötigt wird. So soll Overblocking, also die
vorsorgliche Sperrung von möglicherweise gar nicht strafbaren Inhalten, vermieden werden.

[Rz 3] Wesentlichste Änderung ist die Möglichkeit für Plattform-Betreiber, die Entscheidung
über nicht offensichtlich rechtswidrige Inhalte an eine Art freiwilliger Selbstkontrolle zu dele-
gieren, in der Gesetzessprache an eine «anerkannte Einrichtung der regulierten Selbstregulie-
rung». Reguliert deshalb, weil die Einrichtung gesetzliche Kriterien erfüllen, staatlich zugelassen
und vom Bundesamt für Justiz überwacht sein muss. Unter anderem müssen in ihren Entschei-
dungsgremien die Landesmedienanstalten vertreten sein. Die Vorschriften im Netzwerkdurch-
setzungsgesetzes zur regulierten Selbstregulierung orientieren sich an geltenden Bestimmungen
im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag.

[Rz 4] In der geänderten Fassung werden zudem die sogenannten Sozialen Netzwerke, für die das
Gesetz gelten soll, genauer definiert. So soll sichergestellt werden, dass beispielsweise berufliche
Netzwerke, Fachportale, Online-Spiele und Verkaufsplattformen nicht in den Anwendungsbe-
reich des Gesetzes fallen. Außerdem soll eine Schwelle von mindestens zwei Millionen registrier-
ten Nutzern in Deutschland verhindern, dass Start-Ups durch das Gesetz in ihrer Entwicklung
behindert werden. Auch bei den Berichtspflichten sieht die geänderte Fassung Einschränkungen
zugunsten von Start-Ups vor.

[Rz 5] Der so geänderten Fassung des Gesetzentwurfs stimmten im Rechtsausschuss die Vertreter
von CDU/CSU und SPD zu. Die Linke stimmte dagegen, insbesondere weil sie die Gefahr des
Overblocking immer noch gegeben sieht. Die Grünen votierten mit Enthaltung und begründeten
dies damit, dass durch die sehr kurzfristige Einbringung des Änderungsantrags und dessen noch-
malige Abänderung am Tag der Ausschusssitzung keine geordnete parlamentarische Befassung
möglich gewesen sei. Am Freitagmorgen steht der Gesetzentwurf zur abschließenden Beratung
auf der Tagesordnung des Plenums.

Quelle: Medienmitteilung des Bundestags Nr. 403/2017 vom 28. Juni 2017

Weitere Informationen:

• Drucksache 18/12356 – Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in
sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)
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https://www.bundestag.de/presse/hib/2017_06/-/513566
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/123/1812356.pdf

